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Straßenrecht; 
Ergänzungsbeschluss vor Fertigstellung zum Planfeststellungsbeschluss „B 533 
Ortsumgehung Auerbach“ vom 08.12.2022 gem. Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG im Hinblick auf 
die Gründung der Brückenpfeiler und die Wasserhaltung dazu 
 
 
 

Ergänzungs-Planfeststellungsbeschluss 
 
 

A Tenor 
 

A.1 Ergänzung des Planfeststellungsbeschlusses Planfeststellungsbeschluss „B 533 
Ortsumgehung Auerbach“ vom 08.12.2022 (Az. RNB-32-4354.21-61/B 533) 

 
Der Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Niederbayern vom 08.12.2022 (Az. 
RNB-32-4354.21-61/B 533) wird einschließlich der mit ihm festgestellten Unterlagen 
insoweit geändert und ergänzt, als er mit den unter A.2 dieses Beschlusses genannten 
Planunterlagen und den Nebenbestimmungen A.4 nicht übereinstimmt. 
 
Erlaubt und geregelt wird die Bauwasserhaltung, insbesondere das Einbringen von Stoffen 
in das Grundwasser, das Entnehmen und Absenken von Grundwasser im Rahmen der 
Errichtung der B 533 Brücke über die Hengersberger Ohe im Zuge der neu zu bauenden 
B 533 durch das Staatliche Bauamt Passau. 
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A.2  Ergänzte Planunterlagen  
 

1. Bauwerkspläne mit Stand vom 15.12.2025 
a. Übersichtsplan mit Stand vom 15.12.2025 
b. Regelquerschnitt und Pfeilerquerschnitt mit Stand vom 15.12.2025 
c. Widerlager A 10 mit Stand vom 15.12.2025 
d. Widerlager A 40 mit Stand vom 15.12.2025 

2. Baugrundgutachten mit Stand vom 01.12.2022 / 24.06.2025 
a. Baugrundgutachten 22191458-1 vom 01.12.2022 
b. Geotechnischer Entwurfsbericht 25221323-1 vom 24.06.2025 
c. Geologischer Schnitt zum Baugrundgutachten vom 01.12.2022 

3. Erläuterungsbericht zum Wasserrechtsverfahren mit Stand vom 15.12.2025 
 
 
A.3 Fortgelten des Beschlusses vom 02.08.2022 im Übrigen 
 

Abgesehen von den unter A.1, A.2 und A.4 verfügten Änderungen und Ergänzungen des 
Planfeststellungsbeschlusses vom 02.12.2022 bleibt der festgestellte Plan unverändert 
bestehen. 

 
 
A.4 Ergänzte wasserrechtliche Erlaubnisse  

 
 

A.4.1 Beschränkte Erlaubnis zur Bauwasserhaltung der Gewässerbenutzung 
 
1. Der Straßenbaulastträger und sein Vertreter, hier der Vorhabenträger, das Staatliche 

Bauamt Passau, erhält die beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 Bayer. 
Wassergesetz (BayWG) zum Absenken, Entnehmen und Einleiten von Grundwasser, 
zum Einbringen von Spundwänden und Bohrpfählen in das Grundwasser und zum 
Einleiten des Grundwassers über einen Graben in die Hengersberger Ohe zur 
Bauwasserhaltung nach Maßgabe der in den Planunterlagen und diesem Beschluss 
festgesetzten Nebenbestimmungen.  

 
2. Die erlaubte Gewässerbenutzung dient dem Absenken, Entnehmen und Einleiten von 

Grundwasser über einen Graben in die Hengersberger Ohe im Rahmen der 
Bauwasserhaltung (temporär) und zum Einbringen von Spundwänden und 
Bohrpfählen in das Grundwasser (dauerhaft) im Zuge der Baumaßnahme 
„Ortsumgehung Auerbach“. 

 
3. Die beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis wird  

 für das Einbringen von Stoffen unbefristet und 
 für die Bauwasserhaltung für Zeit der Bauarbeiten, ab Baubeginn an den 

Gründungen voraussichtlich ca. 20 Wochen, längstens jedoch bis zum 31.12.2027 
erteilt. 

 
 
A.4.2 Nebenbestimmungen zur Bauwasserhaltung 
 

1. Es darf nur das Wasser aus den Baugruben abgepumpt und eingeleitet werden. 
 

2. Es darf Grundwasser in einer Menge von insgesamt maximal 9 l/s entnommen werden. 
 

3. Die Auftriebsicherheit der Brückenkonstruktion und ihrer Lager ist sicher zu stellen – 
auch während der Bauzeit. 



 - 3 -

 
4. Die Baugruben sind entsprechend dem vorgefunden Bodenprofil wieder zu verfüllen. 

 
5. Die bindige Deckschicht über dem Grundwasserleiter muss mind. 1,0 m betragen. 

Hierzu ist Material der Bodengruppen UM, TL, TM, GU*, GT*, SU* und ST* zu 
verwenden. Die Lagen sind schichtweise zu verdichten. Das eingebrachte Material 
muss durch Eignungsprüfung einem kf-Wert von 5 x 10-8 m/sec nachweisen können. 
Bei Schluff- und Tonböden reicht ein Verdichtungsgrad von DPr ≥ 95%.  
 

6. Bei Bauteilen, die in die bindige Deckschicht einbinden, ist auf eine dichte Verbindung 
zu achten. Bei Betonteilen kann dies durch sägerauhe Schalung oder gleich wirksame 
Bearbeitungen erfolgen. 
 

7. Die Dichtwand muss soweit als möglich, mindestens in der im Antrag beschriebenen 
Tiefe, rückgebaut bzw. gekürzt werden.  
 

8. Bodenfugen sind zu verdichten und zu schließen. 
 

9. Die Arbeiten sind so auszuführen, dass keine Grundwasserverunreinigung auftritt. 
 

10. Für die Herstellung der Bohrpfähle ist chromatarmer Zement zu verwenden. 
 

 
A.4.3 Nebenbestimmungen zur Einleitung in die Hengersberger Ohe 
 

Folgende Anforderungen sind einzuhalten: 

1. Maximale momentane Einleitungsmenge: max. 9 l/s 
 

2. Maximale Einleitungsmenge über die gesamte Bauzeit: 50.000 m³ 
 

3. Das abzuleitende Wasser ist vor der Einleitung über Absetzbecken, zweistufig 
(Turbulenzbecken und Stillwasserbecken) zu reinigen. Eine Absetzgrube ist nicht 
zulässig. 
 

4. Absetzbare Stoffe: maximal 50 ml/l 
 

5. Einleitungssäurewert: pH-Wert: 6,5 – 9,0 
 

6. Die absetzbaren Stoffe sind arbeitstäglich mittels Imhofftrichter nach einer Absetzzeit 
von 2 Stunden zu bestimmen. Die Ergebnisse sind zu protokollieren.  
 

7. Der Beginn der Baumaßnahmen und deren Beendigung ist dem Wasserwirtschaftsamt 
per Email, poststelle@wwa-deg.bayern.de, mitzuteilen. 
 

8. Den Vertretern der Gewässeraufsichtsbehörden ist die Besichtigung und Prüfung der 
Anlagen jederzeit zu gestatten. 
 

9. Die Wassereinleitung hat so zu erfolgen, dass im Vorfluter kein schädlicher Schwall 
entsteht. 
 

10. Dem Fischereiberechtigten sind Beginn und Ende der Grundwassereinleitung 
rechtzeitig mitzuteilen.  
 

11. Bei erkennbarer Beeinträchtigung des aquatischen Lebensraumes bzw. der Fischerei 
ist die Wassereinleitung sofort einzustellen.  
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12. Nachträgliche Inhalts- und Nebenbestimmungen, die sich zur Vermeidung oder zum 
Ausgleich von nachteiligen Wirkungen auf Andere als notwendig erweisen sollten, 
bleiben vorbehalten. 

 
 
A.5 Entscheidungen über Einwendungen, Anträge, Anregungen 

 
Die Einwendungen und Anträge gegen die (ergänzende) Planfeststellung des Vorhabens 
werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch Auflagen, Tekturen oder Zusagen des 
Vorhabensträgers Rechnung getragen worden ist und soweit sie sich nicht im Laufe des 
Planfeststellungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben. 
 
 

A.6 Kosten 
 

Der Freistaat Bayern trägt die Kosten des Verfahrens. Für diesen Beschluss werden keine 
Gebühren und Auslagen erhoben 
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B Sachverhalt 
 

B.1 Vorhaben und Lageentwicklung 
 
Mit Beschluss vom 08.12.2022 hat die Regierung von Niederbayern den Plan für den Bau 
der B 533 als Ortsumgehung von Auerbach festgestellt. 
 
Im Zuge der danach erfolgten Baugrunduntersuchungen wurde deutlich, dass die Brücke 
über die Hengersberger Ohe im Boden tief eindringende, in das Grundwasser reichende, 
Pfahlgründungen benötigt.  
 
 

B.2 Ablauf des Verfahrens zur Planergänzung 
 
Der Vorhabenträger hat daher mit dem Landratsamt Deggendorf - Wasserrechtsbehörde 
Kontakt aufgenommen. 
Das Landratsamt Deggendorf - Wasserrechtsbehörde holte Gutachten bzw. Stellung-
nahmen ein bei: 

 dem amtlichen Sachverständigen, dem Wasserwirtschaftsamt Deggendorf, 
 der Unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Deggendorf, 
 der Fachberatung für Fischerei beim Bezirk Niederbayern und 
 den Fischereiberechtigten in der Hengersberger Ohe. 

 
Rückmeldungen gegen das Vorhaben und seine Änderung wurden nicht vorgetragen. 
Allerdings wurde eine Reihe von Anregungen für Nebenbestimmungen bei grundsätzlicher 
Zustimmung zu einer Zulassung vorgeschlagen. 
 
Das Landratsamt Deggendorf - Wasserrechtsbehörde leitete den Vorgang am 20.01.2026 
der Regierung von Niederbayern zu. 
 
Die Planfeststellungbehörde beteiligte  

 das Fachsachgebiet Naturschutz (Höhere Naturschutzbehörde) und 
 das Fachsachgebiet Wasserwirtschaft. 

 
Auf eine Erörterung der Stellungnahmen und Einwendungen zu den Planänderungen 
konnte nach § 17a FStrG verzichtet werden. 
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C Entscheidungsgründe 
 

 
C.1 Verfahrensrechtliche Bewertung 

 
Die Regierung von Niederbayern ist gemäß Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG, Art. 39 BayStrWG 
und Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG für den Erlass dieses Bescheides zuständig. 
 
§ 17d FStrG bestimmt, dass für Planänderung vor Fertigstellung des Vorhabens gilt: 
Für die Planergänzung und das ergänzende Verfahren im Sinne des Art. 75 Abs. 1a Satz 2 
BayVwVfG und für die Planänderung vor Fertigstellung des Vorhabens gilt Art. 76 
BayVwVfG mit der Maßgabe, dass im Fall des Art. 76 Abs. 1 BayVwVfG von einer 
Erörterung im Sinne des Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG und des § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG 
abgesehen werden kann. 
 
Gem. Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG kann die Planfeststellungsbehörde bei Planänderungen von 
unwesentlicher Bedeutung vor Fertigstellung des Vorhabens von einem neuen Plan-
feststellungsverfahren absehen, wenn die Belange anderer nicht berührt werden oder wenn 
die Betroffenen der Änderung zugestimmt haben und keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht. 
 
Als unwesentlich ist eine Planänderung entsprechend dem Zweck der Regelung dann 
anzusehen, wenn sie Abwägungsvorgang und Abwägungsergebnis der bestandskräftigen 
Planfeststellung nach Struktur und Inhalt nicht berührt, also die Frage sachgerechter 
Zielsetzung und Abwägung der Gesamtplanung nicht erneut aufwerfen kann (BVerwG Urteil 
vom 20.10.1989 – 4 C 12/87). Hiervon ist insbesondere dann auszugehen, wenn Umfang 
und Zweck des Vorhabens unverändert bleiben und wenn zusätzliche belastende 
Auswirkungen von “einigem” Gewicht sowohl auf die Umgebung als auch hinsichtlich der 
Belange einzelner auszuschließen sind. 
 
Im vorliegenden Falle wirft der Inhalt der beabsichtigten Änderung die Abwägungsfrage für 
die Gesamtplanung nicht in dem Sinne erneut auf, dass ein weiteres Planfeststellungs-
verfahren angezeigt ist, um die mit ihm verbundenen spezifischen Schutzfunktionen 
auszulösen. 
Vorliegend geht es allein um die Einbringung von Brückenfundamenten in den Boden und 
das Grundwasser. Die Einbringung in den Boden war bereits im Ausgangs-Planfest-
stellungsbeschluss nötig und behandelt und abgewogen. Die tiefere Einbringung in das 
Grundwasser sowie die dadurch umfängliche Bauwasserhaltung berühren die Belange 
Wasserwirtschaft und Fischerei. Die erheblichen Belange sind klar und müssen nicht in 
einem (erneuten) förmlichen Anhörungsverfahren ermittelt werden. 
Weitere durch die Änderung bedingte Betroffenheiten von Belangen Dritter, die erstmalig 
oder stärker als in der ursprünglichen Planfeststellung vorgesehen berührt werden, sind 
nicht ersichtlich. 
 
Aufgrund der abgegrenzten Betroffenheit öffentlicher Belange bei Fehlen privater 
Betroffenheiten über den ursprünglichen Planfeststellungsbeschluss hinaus und wegen der 
bisherigen Durchführung des Planfeststellungsverfahrens in analoger Weise, wird von der 
Möglichkeit des § 17 b FStrG allein durch die Einstellung ins Internet die Entscheidung 
bekannt zu machen, nicht Gebrauch gemacht. Es erfolgt die Zustellung an die betroffenen 
Beteiligten des Verfahrens. 
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C.2 Materiell-rechtliche Würdigung 
 

C.2.1 Öffentlich Belange 
 
1. Wasserrecht  
 
Die Entnahme, das Aufstauen und das Absenken des Grundwassers stellen eine 
Gewässerbenutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 bzw. Abs. 2 Nr. 1 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) dar. 
Beim Einbringen der Spundwände und der Bohrpfähle in das Grundwasser und dem 
Einleiten des Grundwassers in die Donau handelt es sich um Gewässerbenutzungen im 
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG. Diese Benutzungstatbestände bedürfen nach § 8 Abs. 1 
i.V.m. § 10 WHG einer behördlichen Erlaubnis. 
 
Nach § 12 WHG ist die Erlaubnis zu versagen, wenn schädliche, auch durch Neben-
bestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen zu 
erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht 
erfüllt werden.  
 
Das Vorhaben liegt zudem im Überschwemmungsgebiet der Hengersberger Ohe. 
Verbotstatbestände nach §§ 78 und 78 a WHG liegen nicht vor. 
 
Laut Gutachten des amtlichen Sachverständigen sind qualitative und quantitative Aus-
wirkungen auf den Wasserhaushalt und die Hengersberger Ohe nicht zu erwarten. 
Im Umfeld der Baugrube sind keine weiteren Grundwasserentnahmen bzw. andere Wasser-
nutzungen, die beeinträchtigt werden könnten, bekannt. 
 
Die vorgesehene Einleitungsstelle für die Aufnahme des Wassers ist geeignet. Wegen der 
geringen Schadstoffbelastung des Wassers sind keine Auswirkungen auf die Qualität der 
Vorfluter zu befürchten. 
 
Aus den eingeholten Fachgutachten und der Stellungnahmen ist zu entnehmen, dass keine 
schädlichen Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffen-
heit des Grundwassers bzw. der Vorfluter in erheblichem Ausmaß durch das geplante 
Vorhaben zu befürchten sind, wenn die allgemeinen anerkannten Regeln der Technik, die 
einschlägigen Vorschriften und die festgesetzten Nebenbestimmungen beachtet werden. 
 
Die allgemeinen Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung nach § 6 WHG sind erfüllt und 
werden eingehalten. 
Die Bewirtschaftungsziele (Verschlechterungsverbot) für das betroffene Oberflächen-
gewässer werden nicht beeinträchtigt (§ 27 WHG). 
Da bei Einhaltung der Nebenbestimmungen keine zwingenden Versagungsgründe nach 
§ 12 Abs. 1 WHG vorliegen, kann nach Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens nach 
§ 12 Abs. 2 WHG die Erlaubnis nach § 15 WHG erteilt werden.  
Die in den Bescheid aufgenommenen Nebenbestimmungen haben zum Ziel, nachteilige 
Wirkungen für die Ordnung des Wasserhaushalts zu vermeiden und darüber hinaus die 
technisch einwandfreie Gestaltung der Gewässerbenutzung dienenden Anlagen sicher-
zustellen.  
 
Die festgesetzten Nebenbestimmen sind notwendig, um nachteilige Wirkungen für andere 
zu vermeiden oder auszugleichen. Sie finden ihre Rechtsgrundlage in § 13 WHG.  
 
Das Fachsachgebiet Wasserwirtschaft an der Regierung von Niederbayern wurde beteiligt.  
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2. Fischerei  
 
Die Fischereiberechtigten wurden vom Landratsamt Deggendorf angeschrieben. Eine 
Reaktion erfolgte nicht. 
Bei Einhaltung der engen Vorgaben zur Bauwasserhaltung und insbesondere zur Einleitung 
sind Risiken für die aquatischen Lebewesen auszuschließen.  
Durch die Begrenzung der Schwebstoffe sind des Weiteren Gefahren für die aquatischen 
Pflanzen sehr gering, sodass auch mittelfristig keine Nachteile für die Fischerei zu erwarten 
sind. 
 
3. Naturschutz 
 
Die unter Naturschutzbehörde hat eine Stellungnahme abgegeben und die Belange 
insbesondere durch den ursprünglichen Planfeststellungsbeschluss als abgearbeitet 
angesehen. 
Die Höhere Naturschutzbehörde wurde beteiligt. 
 
4. Bodenschutz 
 
Die Belange des Bodenschutzes werden durch die Vorhabenergänzung nicht weiter oder 
tiefer berührt als dies durch das Wasserrecht abgedeckt ist.  
 
5. Weitere öffentliche Belange  
 
Weitere Betroffenheiten von öffentlichen Belangen, die die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens für die Planergänzung erfordern würden, sind nicht ersichtlich. 
 
 

C.2.2 Privatrechtliche Belange 
 
Betroffenheiten von privaten Belangen, die die Durchführung eines Planfeststellungs-
verfahrens für die Planergänzung erfordern würden, sind nicht ersichtlich. 
Der Vorhabenträger hat die für den Bau benötigten Grundstücksflächen bereits mit 
Planfeststellungsbeschluss vom 08.12.2022 bezeichnet und diese wurden festgestellt. Die 
Bauwasserhaltung kann auch auf den vorhandenen Flächen installiert und durchgeführt 
werden. 
Die benötigten Grundstücksflächen sind bereits in Eigentum des Bundes, des Freistaates 
Bayern oder können auf der Grundlage des Planfeststellungsbeschlusses erlangt werden. 
Zusätzliche oder tiefere Grundbetroffenheiten sind nicht ersichtlich. 
Soweit Fischereirechte in Betracht zu ziehen sind, können Beeinträchtigungen aufgrund der 
technisch oft eingeübten Bauwasserhaltung und deren sicherer Abwicklung sowie der 
flankierenden Auflagen ausgeschlossen werden. 
 
 

C.2.3 Keine gesetzliche Verpflichtung zur Beteiligung der Öffentlichkeit in Bezug auf die 
Ergänzung 
 
Für die Ergänzung selbst besteht keine UVP-Pflicht. Weder aus der Anlage 1 zum UVPG 
noch aus dem FStrG noch aus Art. 37 BayStrWG noch aus Art. 39 a BayWaldG ergibt sich 
eine Pflicht eine UVP für die Änderung an sich durchzuführen. 
 
Die Änderung löst auch im Zusammenwirken mit weiteren Vorhaben, insbesondere dem 
(ursprünglichen) Vorhaben, keine Pflicht zur UVP aus („kumulierende Bewertung“). 
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C.2.4 Abwägung 

 
Insgesamt ist im Vergleich zum ursprünglichen, planfestgestellten Vorhaben durch die 
Ergänzung keine Beeinträchtigung von „einigem“ Gewicht für öffentliche oder private 
Belange erkennbar. 
Auch im Zusammenwirken der Belange und im Gewicht untereinander und gegeneinander 
stellt sich die Änderung als konform zur ursprünglichen Abwägungsentscheidung dar. 
Die Änderung löst für das Vorhaben keine Pflicht zur Prüfung der Umweltverträglichkeit aus. 
Ausführungsdetails bei der Wasserwirtschaft und zum Schutz des Grundwassers und 
fließender Gewässer erfahren Ergänzungen, die bei Bekanntsein im ursprünglichen 
Verfahren auch ebenso abgearbeitet und beherrschbar gewesen wären, wie sie nun sind  
Weder der Umfang noch der Zweck des Vorhabens sind geändert. 
Zusätzliche belastende Auswirkungen von einigem Gewicht sind – infolge der Ausführung – 
und nach fachlicher Bewertung sowohl im Hinblick auf die Umgebung als auch hinsichtlich 
der Belange Einzelner auszuschließen. 
 
Im Ergebnis wird daher das Ermessen dahin ausgeübt kein Planfeststellungsverfahren 
durchzuführen. 
 
 

C.3 Kosten 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 4 KG. Der Freistaat Bayern ist von der Zahlung einer 
Gebühr befreit. Auslagen sind nicht angefallen. 
 
 

C.4 Sofortige Vollziehung 
 
Die sofortige Vollziehung ist mit den gleichen gesetzlichen Grundlagen und Gründen wie 
beim Ausgangs-Planfeststellungsbeschluss vom 08.12.022 gegeben. Eine extra Festlegung 
braucht es daher hier nicht.  
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D Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Ergänzungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung 
(Bekanntgabe) Klage bei dem 
 

Bayer. Verwaltungsgerichtshof in München, 
Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 
schriftlich oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben 
werden. 
 
 
 
 
 

Landshut, 11.02.2026 

 
gez. 

 

Linseisen  

Regierungsvizepräsidentin   
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